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A N FRA G E 

der Abgeordneten Helga ERLINGER und Freunde 

an den Bundesminister für Justiz 
betreffend Kurzentrum Bad Deutsch Altenburg 

Das von 1974 bis 1977 errichtete Kurzentrum wies per 
31.12.1984 einen Verlust von insgesamt rund öS 221 
Millionen aus. Dies ist insbesondere auf eine Verdop­

pelung der Errichtungskosten von präliminierten öS 92 

Millionen auf etwa öS 185 Mio., auf zu geringe' 
Eigenmittelausstattung und offensichtlich sorglose 
Gestionierung der Geschäftsführer zurückzuführen. 

In einem Bericht des Landeskontrollausschusses heißt 

es u. a. : 

"Es muß daraus geschlossen werden, daß diese 

Vorgangsweise (sc. die zu niedrige Darstellung der 
Kosten) absichtlich gewählt wurde, um das tatsäch­
liche finanzielle Ausmaß des Projektes zu ver­
schleiern und dadurch die Subventionsgeber zu 
bewegen, weitere Mittel zuzuschießen." 

weiters wurden nach diesem Bericht entscheidende 
Unterlagen nicht vorgelegt, die Herstellung der vom 
Landtag geforderten Mehrheitsverhältnisse der Gese11~ 
schafter "öffentlicher Hand" nicht hergestellt, gerade 
in der zeit der Errichtung kein Aufsichtsrat oder ein 
anderes Organ zur überwachung der Geschäftsführung 

eingesetzt, usw. 

Insgesamt ergibt sich, daß in diesem Zusammenhang 
Millionen von Steuergeldern in einer weise verschleu-
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dert wurden, die den Verdacht strafbarer Handlungen 

weckt. 

Im Jänner 1986 wurde der staatsanwaltschaft Wien eine 

Sachverhaltsdarstellung zu diesen Vorfällen übermit­

telt. 

In diesem Zusammenhang richten die unterzeichneten 

Abgeordneten an den Bundesminister für Justiz folgende 

A n fra g e 

1. In welcher Weise wurden die der staatsanwalt­

schaft übermittelten Unterlagen bewertet? 

2. Wurden Erhebungen der Wirtschaftspolizei oder 

gerichtliche Zeugeneinvernahmen beantragt? 

3. In welchem Stadium befinden sich der Ermittlun­

gen? 

4. Falls die staatsanwaltschaft keine Gründe zur 

weiteren Verfolgung fand, was waren die 

Grundlagen dieser Entscheidun<J?17 /) 
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